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Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Nicole Maisch, Dr. Gerhard Schick, Luise Amtsberg,  
Volker Beck (Köln), Katja Keul, Renate Künast, Monika Lazar, Irene Mihalic,  
Özcan Mutlu, Dr. Konstantin von Notz, Hans-Christian Ströbele und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zur dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
– Drucksachen 18/7204, 18/7691 –  

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über die Vergleichbarkeit  
von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten sowie den  
Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Ein Girokonto ist zentrale Voraussetzung für die Teilhabe am Wirtschaftsleben in 
Deutschland. Schätzungen zufolge leben circa eine Million Menschen in Deutsch-
land ohne Konto.1 Kontolosigkeit erschwert in erheblichem Maße Geschäftsbezie-
hungen und alltägliche finanzielle Transaktionen, z. B. für Gehalt, Miete, Strom oder 
Telefon. Ursachen und Folgen von Kontolosigkeit bedingen und verstärken sich häu-
fig gegenseitig. Für Menschen in finanziellen Notlagen führen beispielsweise Ge-
bühren für Bareinzahlungen zu einer zusätzlichen Belastung. Wohnungslosen fehlt 
ohne Konto oft die Möglichkeit, einen Mietvertrag abzuschließen, den sie wiederum 
zur Kontoeröffnung benötigen. Daher sieht die europäische Zahlungskontenrichtli-
nie die Schaffung eines rechtssicheren Anspruchs auf ein erschwingliches Basiskon-
to für jeden Menschen vor.  
Der vorliegende Gesetzentwurf weist allerdings noch Änderungsbedarf auf, damit 
tatsächlich alle Verbraucherinnen und Verbraucher Zugang zu einem Basiskonto er-
halten. 
Die im Gesetz verankerten unbestimmten Rechtsbegriffe „marktüblich“ und „ange-
messen“ zur Bestimmung der Entgelthöhe für ein Basiskonto schaffen das unnötige  
Risiko, dass der Zugang zu einem Basiskonto über hohe Preise faktisch verhindert 
wird. Auch die Ergänzung, dass hierbei das Nutzungsverhalten zu berücksichtigen 

1 Zeit.de, 15.01.2016: http://www.zeit.de/news/2016-01/15/finanzen-bundestag-beraet-gesetzesplaene-
fuer-girokonto-fuer-jedermann-15015202  
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ist, löst dieses Problem nicht. Es besteht kein funktionierender Wettbewerb um nicht 
erwünschte Kundinnen und Kunden. Es ist daher auch nicht zu erwarten, dass es 
über den Markt zu Preissetzungen kommt, die für alle Verbraucherinnen und Ver-
braucher tragbar sind. Vielmehr ist zu erwarten, dass die Entgelte zur Verhinderung 
nicht erwünschter Kundenbeziehungen missbraucht werden. 
Eine Lücke im Rechtsanspruch auf ein Basiskonto besteht hinsichtlich Flüchtlingen 
und geduldeten Personen. Flüchtlinge, die mit einer Bescheinigung über die Mel-
dung als Asylsuchender oder mit einem Ankunftsnachweis ausgestattet sind, werden 
vom Gesetz bislang nicht im anspruchsberechtigten Personenkreis erfasst. Zudem 
erfüllen diese Dokumente bislang nicht die Pass- und Ausweispflicht im Sinne des 
Geldwäschegesetzes, das es daraufhin anzupassen gilt. Gleiches gilt für geduldete 
Personen, deren Duldungsbescheinigung nicht der Pass- und Ausweispflicht genügt.  
Das Basiskonto kann ab Eröffnung auch als Pfändungsschutzkonto geführt werden. 
Problematisch ist jedoch, dass im Gesetz nicht eindeutig geregelt ist, dass bei einer 
vorangegangenen Kündigung eines Pfändungsschutzkontos dessen Pfändungs-
schutzfunktion innerhalb von zehn Geschäftstagen gelöscht sein muss. Andernfalls 
könnte das Basiskonto als Pfändungsschutzkonto nicht eröffnet werden, da Verbrau-
cherinnen und Verbraucher nur ein Pfändungsschutzkonto besitzen dürfen. 
Die Richtlinie schreibt vor, dass Online-Banking auch beim Basiskonto möglich sein 
muss, sofern das Kreditinstitut diesen Abwicklungsweg auch sonst anbietet. Der 
Wortlaut des von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzes lässt sich hingegen da-
hin auslegen, dass der Zahlungsdienstleister ein Wahlrecht hat, ob Zahlungsdienste 
in der Bankfiliale oder Tele- und Online-Banking gewährt werden. Es bedarf einer 
Klarstellung, dass Kreditinstitute beim Basiskonto alle vom kontoführenden Institut 
allgemein vorgesehenen Kommunikationsformen, wie Online-Banking, zur Ab-
wicklung von Zahlungsdiensten anbieten müssen. 
Damit die Beantragung eines Basiskontos für alle Verbraucherinnen und Verbrau-
cher möglich ist, sind öffentlichkeitswirksame Informationskampagnen durch die 
Bundesregierung sowie gut sichtbare und verständliche Informationen von den Zah-
lungskontenanbietern über das Basiskonto notwendig. Zudem sind nutzerfreundli-
che Antragsformulare, auch in häufigen Fremdsprachen von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern mit Migrationshintergrund, wichtig. 
Im Gesetz ist vorgesehen, dass der Anbieter des neuen Kontos Kontowechselhilfe 
erbringt. Es ist jedoch bislang nicht ausreichend sichergestellt, dass zwischen Schlie-
ßung des alten und Eröffnung des neuen Kontos keine Lücke entsteht. Verbrauche-
rinnen und Verbraucher erhalten bislang keine Information darüber, ob das im An-
trag bestimmte Datum des Kontowechsels tatsächlich realisiert werden kann.  
Das Gesetz sieht außerdem vor, dass vor einer Kontoeröffnung ein gegebenenfalls 
bestehendes, altes Konto durch den Zahlungsdienstleister endgültig geschlossen 
wurde. Das bedeutet, dass Verbraucherinnen und Verbraucher warten müssen, bis 
das Konto durch das Kreditinstitut endgültig geschlossen wurde, auch wenn es auf-
grund der Kündigung des Verbrauchers bereits nicht mehr nutzbar ist. Stattdessen 
muss es aber ausreichen, dass ein Kunde bzw. eine Kundin den Nachweis über seine 
bzw. ihre Kündigung des bisherigen Kontos erbringen kann. 
Das Gesetz sieht eine Zertifizierung von Vergleichswebsites für Girokonten vor. Das 
Gesetz stellt allerdings die Unabhängigkeit der zertifizierten Vergleichswebsites 
nicht ausreichend sicher. Websites sollten die gesetzliche Zertifizierung nur erhalten, 
wenn sie Provisionen und Zuwendungen in Euro und Cent ausweisen, damit Ver-
braucherinnen und Verbraucher etwaige Interessenkonflikte erkennen können. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,  

1. den Zugang zum Basiskonto für alle Verbraucherinnen und Verbraucher sicher-
zustellen. Dafür gilt es, 
a. die zu erhebenden Entgelte auf Entgelthöhen für das günstigste Kontomo-

dell des anbietenden Kreditinstituts zu begrenzen, das dem zu erwartenden 
Nutzungsverhalten der Verbraucherinnen und Verbraucher entspricht und 
nicht mit festgelegten und regelmäßigen Zahlungseingängen verbunden 
ist; 

b. klarzustellen, dass Personen mit einer Bescheinigung über die Meldung 
als Asylsuchender oder mit einem Ankunftsnachweis zum anspruchsbe-
rechtigten Personenkreis zählen und dass diese Dokumente sowie die Dul-
dungsbescheinigung ausreichend für die Eröffnung eines Basiskontos 
sind; 

c. für die Kündigung von Konten mit Pfändungsschutzfunktion festzuschrei-
ben, dass innerhalb von zehn Geschäftstagen auch die Pfändungsschutz-
funktion aufzuheben ist und entsprechend bei Kreditauskunfteien das 
Merkmal „P-Konto“ gelöscht wird; 

d. für die Erbringung von Zahlungsdiensten klarzustellen, dass diese in den 
Geschäftsräumen und immer auch durch alle weiteren vom kontoführen-
den Institut allgemein vorgesehenen Kommunikationsformen, insbeson-
dere durch Telefon- und Online-Dienste, ermöglicht werden, wenn sie an-
deren Kundinnen und Kunden des Zahlungsdienstleisters auch zur Verfü-
gung stehen;  

e. sicherzustellen, dass Antragsformulare in den häufigsten Sprachen von 
Menschen mit Migrationshintergrund  bereitgestellt werden; 

f. eine Informationskampagne zum Basiskonto durchzuführen, die sich spe-
ziell an die relevanten Bevölkerungsgruppen richtet; 

g. die Kreditinstitute zu verpflichten, durch gut sichtbare Aushänge in der 
Filiale und durch leicht auffindbare Hinweise auf ihrer Internetseite über 
das Recht auf ein Basiskonto und konkrete Angebote für ein Basiskonto 
zu informieren; 

2. einen zweckmäßigen Datentransfer und eine ununterbrochene Kontoverbin-
dung beim Kontowechsel zu gewährleisten,  
a. indem Verbraucherinnen und Verbraucher vom 

i. übertragenden Zahlungsdienstleister über den Zeitpunkt informiert 
werden, zu dem die zu vollziehenden Kontowechselschritte abge-
schlossen sind; 

ii. empfangenden Zahlungsdienstleister über den Zeitpunkt informiert 
werden, zu dem die zu vollziehenden Kontowechselschritte abge-
schlossen sind; 

b. indem der Nachweis von Verbraucherinnen und Verbrauchern über die 
Kündigung des bisherigen Kontos als ausreichend festgeschrieben wird, 
um ein neues Basiskonto zu eröffnen. 

3. die Unabhängigkeit der Vergleichswebsites sicherzustellen, indem eine Pflicht 
zur Offenlegung des Finanzierungsmodells der Vergleichswebsite, insbesonde-
re die Ausweisung von Provisionen und Zuwendungen, im Gesetz festgeschrie-
ben wird. 

Berlin, den 23. Februar 2016 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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